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Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
UNO Organisation der Vereinten Nationen
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
NDG Nachrichtendienstgesetz
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
KFOR Kosovo Force
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
NATO North Atlantic Treaty Organization
UNHCR Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen
DNA Desoxyribonukleinsäure (engl.: deoxyribonucleic acid)
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

Fedpol Bundesamt für Polizei
SKMR Schweizerisches Kompetenzzentrum für Menschenrechte

DFJP Département fédéral de justice et police
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
LRens Loi sur le renseignement
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
DFI Département fédéral de l'intérieur
KFOR Force pour le Kosovo
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
HCR Haut Commissariat des Nations unies pour les réfugiés
ADN Acide désoxyribonucléique
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Fedpol Office fédéral de la police
CSDH Centre suisse de compétence pour les droits humains
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Im Zusammenhang mit der Überprüfung der Strafrahmen schlug der Bundesrat vor,
Inzest, d.h. den Beischlaf zwischen Blutsverwandten in gerader Linie, künftig für straflos
zu erklären. Damit vollzog die Exekutive eine Kehrtwende, da sie bisher einer Streichung
dieses Tatbestandes immer negativ gegenüber gestanden hatte. Sie argumentierte
vormals, dass ein Verbot zum Schutz der intakten Familie wie auch aus eugenischen
Gründen erforderlich sei. Die geplante Aufhebung der Strafnorm erhitzte die Gemüter.
Die Gegner der Aufhebung stützten das Inzest-Verbot weniger mit eugenischen als mit
ethisch-moralischen Argumenten. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.01.2011
NADJA ACKERMANN

Die Akte „Angolagate“ wird in der Schweiz definitiv geschlossen. Die
Bundesanwaltschaft hat entschieden, die im April 2013 von angolanischen
Staatsbürgern und der britischen NGO "Corruption Watch" eingereichte Strafanzeige
nicht weiterzuverfolgen und eine Nichtanhandnahmeverfügung zu erlassen. Der Fall
begann in den 90er Jahren, als zwischen Angola und Russland Verträge abgeschlossen
wurden, wonach der afrikanische Staat seine Schulden aus der Sowjetzeit durch
Erdölverkäufe abzuzahlen habe. In diesem Zusammenhang kam es zu Geldtransaktionen
über Schweizer Bankverbindungen. Die Schweiz hatte bereits 2004 und 2010 mit Angola
ein Abkommen betreffend der Rückführung von angolanischen Vermögenswerten im
Umfang von insgesamt 64 Mio. US-Dollar für humanitäre Projekte zugunsten der
angolanischen Bevölkerung unterzeichnet. Aufgrund neuer Erkenntnisse aus dem
Bericht „The Corrupt Angola-Russia Debt Deal“ verlangten die Anzeigeerstatter 2013 die
Wiederaufnahme des Verfahrens. Dies lehnte die Bundesanwaltschaft ab, da sie
einerseits das Vorliegen neuer Tatsachen verneinte und andererseits nicht davon
ausging, dass ein derart komplexer Sachverhalt noch vor Ablauf der absoluten
Verjährung 2015 aufgearbeitet werden könnte. Darüber hinaus sei die Bestechung
fremder Amtsträger in der Schweiz erst seit 2000 verfolgbar. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.02.2014
NADJA ACKERMANN

Ende Oktober 2019 nahm der Bundesrat die Empfehlungen der GPK-SR zu
administrativen Anpassungen bei der DNA-Analyse in Strafverfahren zur Kenntnis.
Anstrengungen zur Harmonisierung der kantonalen Praxis, so die erste der vier
Empfehlungen, erachtete der Bundesrat als nicht mehr notwendig, da mit der
Anpassung der Strafprozessordnung auch die Rahmenbedingungen für die Anwendung
von DNA-Analysen präzisiert würden. Die zweite Empfehlung, die periodische
Überprüfung und allfällige Neuausschreibung des Auftrags an die Koordinationsstelle,
die die DNA-Datenbank betreibt, wurde vom Bundesrat unterstützt. Er wollte die
Periodizität und die Beurteilungskriterien neu ausdrücklich regeln. Auch bezüglich der
dritten Empfehlung, der Sicherstellung der Unabhängigkeit der Koordinationsstelle
sowie der unabhängigen Interessenvertretung der DNA-Analyselabore gegenüber dem
Bund, erkannte die Regierung Handlungsbedarf. Schliesslich erklärte sich der Bundesrat
bereit, der vierten Empfehlung insofern nachzukommen, als er den Umfang der vom
Fedpol an die Schweizerische Akkreditierungsstelle (SAS) delegierten Aufsichtsaufgaben
überprüfen wolle. Er beauftragte das EJPD, bis Ende 2020 einen Entwurf für eine
Anpassung der DNA-Profil-Verordnung zur Umsetzung der Empfehlungen zwei bis vier
vorzulegen. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.10.2019
KARIN FRICK
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Grundrechte

Der Bundesrat beschloss Ende Juni 2016 die Schaffung einer nationalen
Menschenrechtsinstitution. Die neue Institution wird das 2011 als befristetes
Pilotprojekt lancierte Schweizerische Kompetenzzentrum für Menschenrechte (SKMR)
ablösen. Eine Evaluation des Pilotprojekts aus dem Jahr 2015 habe ergeben, dass ein
Bedarf nach den Dienstleistungen des Kompetenzzentrums bestehe, so der Bundesrat
in der entsprechenden Medienmitteilung. Wie das Pilotprojekt soll auch die neue
Menschenrechtsinstitution universitär verankert werden und sowohl Empfehlungen an
Behörden, die Zivilgesellschaft und den Privatsektor abgeben als auch eine Plattform
zum Austausch für im Menschenrechtsbereich tätige Akteure bieten. Neben der freien
Grundfinanzierung im Umfang von einer Million Franken jährlich aus der Bundeskasse –
dieselben Mittel hatte der Bund bis anhin dem SKMR gewährt –, soll sich die Institution
durch die Annahme von Dienstleistungsaufträgen finanzieren. Der Bundesrat
beauftragte das EJPD und das EDA mit der Erarbeitung einer entsprechenden
gesetzlichen Grundlage. Die Regierung kam damit einer seit langem erhobenen
Forderung der UNO nach, eine unabhängige Institution für Menschenrechte zu
etablieren. Die NZZ kommentierte denn auch, der Entschluss sei «zu einem Gutteil
aussenpolitische Imagepflege», deren innenpolitischer Nutzen nicht über alle Zweifel
erhaben sei. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.06.2016
KARIN FRICK

Der Bundesrat beschloss Anfang November 2016, das Internationale Übereinkommen
zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen sowie die gesamte
innerstaatliche Umsetzungsgesetzgebung auf den 1. Januar 2017 in Kraft zu setzen.
Nebst einem eigenen Straftatbestand für das Verschwindenlassen wurde zur Umsetzung
des Abkommens ein Netzwerk von Koordinationsstellen beim Bund und bei den
Kantonen geschaffen, um bei einem Verdacht auf Verschwindenlassen den
Aufenthaltsort der betroffenen Person rasch ermitteln zu können. Dabei agiert das
Fedpol als Koordinationsstelle des Bundes und wird auf Ersuchen der Angehörigen der
mutmasslich verschwundenen Person in enge Zusammenarbeit mit den kantonalen
Koordinationsstellen treten. Nach der Verabschiedung der gesetzlichen Grundlagen
durch das Parlament im Vorjahr hiess der Bundesrat Anfang November 2016 auch die
Verordnung gut, die die Funktionsweise des Netzwerks im Detail regelt.
Am 2. Dezember 2016 hinterlegte der Bundesrat schliesslich die Ratifikationsurkunde
bei der UNO. Damit leiste die Schweiz ihren Beitrag, das Verschwindenlassen weltweit
möglichst zu verhindern, verschwundene Personen aufzufinden und die
Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen, kommentierte der Bundesrat diesen
Schritt in seiner Medienmitteilung. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.12.2016
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Die Erfahrungen der Strafverfolgungsbehörden nach der Kundgebung „Tanz dich frei“
in Bern warf die Frage auf, ob es spezifische Vorschriften für die zivilrechtliche
Verantwortung von Social-Media-Plattformen braucht. Am 25. Mai kam es im Kontext
der illegalen Demonstration in Bern zu Ausschreitungen und zu beachtlichem
Sachschaden. Da die Kundgebung via Facebook organisiert worden war, war es der
Polizeibehörde nicht möglich, den gewaltbereiten Kern der 13'000 Teilnehmer zu
identifizieren. Eine Anfrage bei Facebook betreffend die Identität von Kontoinhabern
blieb unbeantwortet. Im Anschluss an die Kooperationsverweigerung der Social-Media-
Plattform beauftragte der Bundesrat das EJPD, die Notwendigkeit eingehender
Regelungen abzuklären. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.05.2013
NADJA ACKERMANN
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Innere Sicherheit

Die Debatte um den US-Abhörskandal erhielt erneut Aufwind, als das deutsche
Nachrichtenmagazin Spiegel enthüllte, dass eine gemeinsame Einheit der CIA und NSA
unter dem Dach der amerikanischen UNO-Mission in Genf gezielt Abhöraktionen
durchgeführt hatte. Diverse Politiker forderten eine Protestnote an die US-Botschaft.
Das EDA wollte jedoch keine Retorsionsmassnahmen ergreifen und der Bundesrat
betonte, dass kein direkter Datenaustausch zwischen dem Nachrichtendienst des
Bundes (NDB) und der NSA stattfände. Die Bundesanwaltschaft eröffnete ihrerseits mit
der Genehmigung des Bundesrates ein Strafverfahren gegen Unbekannt. Gleich zu
Beginn dämpfte Bundesanwalt Lauber jedoch die Erwartungen: Aus solchen
Ermittlungen Erkenntnisse zu gewinnen, sei schwierig, weil sich Staaten in politischen
Delikten generell keine Rechtshilfe leisteten. Durch diese Enthüllungen wurde einer
bisher kaum beachteten Bestimmung im Entwurf des Nachrichtendienstgesetzes
erstmals Aufmerksamkeit geschenkt: Laut dem Gesetzesentwurf soll der Austausch mit
ausländischen Geheimdiensten ohne Zustimmung des Bundesrates möglich werden
(Art. 10 NDG). 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.09.2013
NADJA ACKERMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Das EDA publizierte im Juni 2021 die Leitlinien Menschenrechte 2021-2024, welche die
in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 aufgeführten Ziele und Prioritäten für
den universellen Schutz der Menschenrechte im Detail darlegten. Gemäss Botschaft des
Bundesrats zur Strategie setzt sich die Schweiz für die Universalität, Interdependenz
und Unteilbarkeit der Menschenrechte ein und stärkt den internationalen
Rechtsrahmen zum Schutz dieser Rechte. In den Leitlinien wurde ein spezieller Fokus
auf die Einhaltung der Meinungsäusserungsfreiheit, die Abschaffung der Todesstrafe,
die Einhaltung des Folterverbots und den Minderheitenschutz gelegt. Zudem führte das
Dokument aus, wie die Menschenrechte in den Bereichen Frieden und Sicherheit,
Wirtschaft sowie Nachhaltigkeit gefördert werden sollen. Im Bereich «Frieden und
Sicherheit» fokussieren sich die Bemühungen der Schweiz auf die Arbeit innerhalb der
UNO sowie auf spezifische Massnahmen zur Friedensförderung, wie
Mediationsprozesse, Friedensoperationen, Beobachtermissionen oder
Wahlüberwachung. Der Schwerpunkt «Wirtschaft» umfasst insbesondere die
Zusammenarbeit mit jenen Schweizer Unternehmen, welche durch ihre Aktivitäten im
In- und Ausland die Meschenrechtslage in verschiedenen Ländern beeinflussen können.
Für die Schweiz stehen laut Leitlinien bei der Umsetzung die UNO-Leitprinzipien für
Wirtschaft und Menschenrechte im Zentrum des Interesses. Damit diese auch im
digitalen Raum gewährleistet werden können, nutzt die Schweiz die in der Strategie
Digitalaussenpolitik 2021-2024 definierten Instrumente, wie den Standort Genf, der als
wichtiges Zentrum für digitale Gouvernanz gilt. Der thematische Schwerpunkt
«Nachhaltigkeit», der sich auch in der Aussenpolitischen Strategie findet, soll im
Bereich der Menschenrechte vor allem zur Umsetzung der wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Rechte zur Erreichung von Nachhaltigkeitszielen, wie etwa die
nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen oder die Erfüllung des Pariser
Klimaabkommens, beitragen. Das soll unter anderem durch den Einsatz der Schweiz für
die Durchsetzung des Rechts auf Wasser, Bildung und Gesundheit erreicht werden. Das
EDA vertritt den Standpunkt, dass eine intakte Umwelt nicht nur eine Voraussetzung für
die Umsetzung der Menschenrechte ist, sondern dass der Respekt der Menschenrechte
– beispielsweise die Mitwirkungsrechte der betroffenen Bevölkerung – auch zu einer
nachhaltigeren Umweltpolitik führen kann. In diesem Sinne fordern in der UNO und im
Europarat mehrere Staaten die Anerkennung eines Grundrechts auf eine sichere,
saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt. An dessen Verwirklichung könne sich die
Schweiz auf multilateraler Ebene ebenfalls beteiligen, so der Bundesrat. Zu den
wichtigsten bilateralen und multilateralen Methoden der Umsetzung dieser
Massnahmen gehören Aktivitäten des schweizerischen Aussennetzes,
Menschenrechtsdialoge und Initiativen im Rahmen der UNO und der OSZE. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.06.2021
AMANDO AMMANN
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le Conseil fédéral a décidé de maintenir pour 2007 son soutien financier à l’ancien
conseiller fédéral Adolf Ogi, en sa qualité de conseiller spécial à l’ONU pour le sport au
service du développement. Ce soutien s’élève à 410'000 francs annuels. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.03.2007
ELIE BURGOS

En décembre, Evelyne Widmer-Schlumpf a répondu par la négative à la demande du
Haut commissariat pour les réfugiés (HCR) de réintroduire des contingents de réfugiés.
La cheffe du DFJP n’a ainsi pas suivi les recommandations des organisations d’aide
pour les réfugiés, de la commission fédérale pour les questions de migration et du
groupe de travail mis en place par son département. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.12.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Während das Parlament hitzig über den UNO-Migrationspakt diskutierte, wurde dem
UNO-Flüchtlingspakt, den der Bundesrat im Dezember 2018 prüfte, in der
Öffentlichkeit viel Akzeptanz entgegengebracht. Der Bundesrat beauftragte das EDA
damit, der Resolution an der bevorstehenden UNO-Generalversammlung zuzustimmen
und die zuständigen parlamentarischen Kommissionen darüber zu informieren. Der
Flüchtlingspakt beruht auf der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 und bestätigt das
heute geltende Schutzsystem von Menschen, die vor Krieg, Verfolgung und
Menschenrechtsverletzungen fliehen. Der Pakt verfolgt vier konkrete Ziele, namentlich
Hilfsmassnahmen für Länder, die viele Flüchtlinge aufnehmen; eine besondere
Unterstützung für Länder, die sich für die wirtschaftliche und soziale Integration von
Flüchtlingen einsetzen bspw. durch Sprachunterricht oder Berufsbildungen; eine
gerechtere Teilung der Last und Verantwortung bei der Flüchtlingsaufnahme und
schliesslich die Förderung der Rückkehr. Da sich der Pakt damit inhaltlich weitgehend
mit der gegenwärtigen Praxis der Schweiz im Bereich des Flüchtlingsschutzes decke
und er nicht rechtsverbindlich sei, würden der Schweiz damit keine neuen
Verpflichtungen auferlegt, so das EDA. Aufgrund der Unverbindlichkeit stelle auch die
Aufforderung des Pakts, das Übereinkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit zu
ratifizieren, dem die Schweiz bislang nicht beigetreten ist, kein Hindernis dar. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.12.2018
AMANDO AMMANN

Landesverteidigung

Militäreinsätze

Tout comme en Autriche, les avions de l’OTAN se sont vu refuser le survol de la Suisse
pour des raisons de neutralité. La Confédération a motivé son attitude par le fait que
l’Alliance ne disposait pas d’un mandat de l’ONU pour bombarder la Yougoslavie. 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.04.1999
FRANÇOIS HUGUENET

En réponse à une demande de l’OTAN (Organisation du Traité de l’Atlantique Nord), la
Suisse a pris la décision de participer à une troupe de maintien de la paix au Kosovo en
envoyant sur place 160 militaires au maximum (gardes-fortifications, instructeurs et
miliciens volontaires) dès le mois de septembre. Les participants ont reçu une
formation de trois semaines avant d’être envoyés sur place. La majorité des soldats
suisses ne pouvant légalement pas être armés, c’est un bataillon autrichien, lui-même
incorporé dans la brigade allemande chargée de contrôler le secteur sud-ouest du
Kosovo, qui a été chargé de leur sécurité. Prévu jusqu’à la fin de l’année 2000, cet
engagement de la Swiss Company (SWISSCOY) consiste notamment en des tâches de
transport, de génie, de remise en état de réseaux d’eau potable et de la mise en place
et de la direction d’un centre de soins. Le Conseil fédéral a en outre déclaré que
contrairement aux pays de l’OTAN engagés dans la Kosovo Force (KFOR) qui ont pour
tâche l’imposition de la paix, la Suisse se refusera – tout comme les Autrichiens – à
prendre part à des actions d’imposition de la paix en contradiction avec la neutralité.
En plus de cette mesure, le gouvernement a décidé d’une part d’augmenter son aide
humanitaire et d’autre part, de mettre à disposition CHF 10 millions et 70 personnes
(dont sept policiers non-armés) pour la mise en place d’institutions démocratiques et
judiciaires et pour le déminage, ceci en collaboration avec l’ONU, l’OSCE et le Centre
de déminage humanitaire de Genève. Pour la première fois, quatre policiers suisses
professionnels armés ont été envoyés à l’étranger. Attachés à la Brigade sud
multinationale au Kosovo, ils ont été incorporés dans une compagnie de gendarmes
allemands, tout en restant sous le commandement de la SWISSCOY. Adolf Ogi s’est
rendu au mois de novembre sur place et s’est dit impressionné par le travail accompli

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.11.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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par la compagnie suisse. 13

Parmi les 130 soldats suisses engagés au Kosovo (Swisscoy) en début d’année, 90 sont
rentrés de mission au début du printemps. Le même jour, une relève de 149 hommes
et 7 femmes partait les remplacer sur le terrain. Un troisième contingent de militaires
(153 hommes, 11 femmes) s’y est rendu en automne. Les principales occupations de la
Swisscoy au Kosovo concernent la construction et l’entretien des camps, l’aide aux
transports, l’approvisionnement en eau potable et l’assistance médicale. Avec l’aide de
la Fédération suisse des sapeurs-pompiers, la Swisscoy a acheminé 130 tonnes de
matériel anti-feu dans la province, répondant ainsi à une demande de la mission de
l’ONU sur le terrain. Le Conseil fédéral a annoncé que l’engagement des troupes suisses
au sein de la KFOR continuera en 2001, par l’envoi de quelque 160 militaires volontaires.
Il a débloqué à cet effet CHF 27 millions. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.04.2000
FRANÇOIS BARRAS

Au cours de l’année sous revue, la question du maintien du mandat de la Swisscoy dans
la province du Kosovo en Serbie du Sud s’est posée au regard d’une possible
déclaration d’indépendance du Kosovo. Le DDPS a toutefois précisé en fin d’année que
le contingent suisse serait maintenu même en cas de déclaration unilatérale
d’indépendance, et cela jusqu’à ce que le Conseil de Sécurité de l’ONU lève la
résolution 1244 qui en constitue la base légale. 15

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.11.2007
ELIE BURGOS

En février, répondant à une demande de l’ONU, Ueli Maurer a proposé au Conseil
fédéral un appui militaire à la mission de l’ONU et de l’Union africaine au Darfour
(UNAMID). Le gouvernement a décidé d’engager jusqu’à 4 observateurs non-armés dans
des fonctions d’Etat-major au quartier général de l’UNAMID. 16

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.02.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le gouvernement a accepté d’envoyer jusqu’à quatre observateurs militaires non
armés au Soudan dans le cadre de la mission de l’ONU MINUS. Leur mission concerne
la mise en œuvre des accords de paix à travers des fonctions de surveillance et de
médiation. L’engagement prévu l’année précédente n’avait jamais pu être effectué pour
des raisons de visa. 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.04.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Mitte August beschloss der Bundesrat, bis zu acht Armeeangehörige nach Mali zu
schicken und die Schweiz so an der Mission der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA)
zu beteiligen. Sie sollen als unbewaffnete Militärbeobachter eingesetzt werden. Damit
wird das humanitäre, entwicklungs- und friedenspolitische Engagement der Schweiz in
Mali intensiviert. Die Stabsoffiziere und Experten der Schweizer Armee werden
vorwiegend in den Bereichen humanitäre Minenräumung und Blindgängerbeseitigung,
Sicherung von Munitions- und Waffenbeständen und der Sicherheitssektor-Reform
eingesetzt. Gesetzliche Grundlage dazu sind das Militärgesetz und eine Resolution des
UNO-Sicherheitsrates. Dieser Entscheidung ging eine konkrete Anfrage der UNO voraus,
welche laut Bundesrat zeige, dass die Schweiz als unparteiische und kompetente
Partnerin auch in ausserordentlichen und komplexen Situationen gefragt sei. Damit
verfolgte die Landesregierung den eingeschlagenen Weg hinsichtlich verschiedener
Engagements der Schweizer Armee in Missionen der militärischen Friedensförderung
weiter. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Der Bundesrat verabschiedete im Juni 2021 die «Strategie Nachhaltige Entwicklung
2030», welche an die Strategie für die Jahre 2016-2019 anschliesst. 
Der Bundesrat liess verlauten, dass er die Strategie allen voran als
Koordinationsinstrument zwischen den verschiedenen Politikbereichen versteht. In der
Strategie werden denn auch drei Schwerpunkte für die Umsetzung der 17 Ziele
(Sustainable Development Goals) der UNO Agenda 2030 präsentiert, bei denen gemäss
Bundesrat noch ein besonderer Handlungs- und Abstimmungsbedarf zwischen den
Politikbereichen besteht: die Bereiche «nachhaltiger Konsum und nachhaltige
Produktion», «Klima, Energie und Biodiversität» sowie «Chancengleichheit und sozialer
Zusammenhalt». Für diese Strategie hatte der Bundesrat im Übrigen erstmalig eine
breite Vernehmlassung durchgeführt, um insbesondere die Zivilgesellschaft, die
Wirtschaft und die Wissenschaft miteinzubeziehen. 
Gleichzeitig präsentierte der Bundesrat auch den Aktionsplan 2021-2023 für die
konkrete Umsetzung der Strategie in den ersten Jahren. Der Aktionsplan beinhaltet
verschiedenste Massnahmen in den drei genannten Schwerpunkten; so etwa
Massnahmen gegen Food waste oder zur Stärkung des gesellschaftlichen
Zusammenhalts in den Quartieren. 19
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Das Jahr 1996 wurde von der UNO zum Jahr der Bekämpfung der Armut proklamiert.
Zum Auftakt dieses Themenjahres trafen die Bundesräte Dreifuss und Cotti in Bern
Vertreter von Hilfswerken und Entwicklungsorganisationen. Zur Sprache kamen die
ständige Verschlechterung der Rahmenbedingungen für die Länder des Südens, die
zunehmende Armut im Norden sowie die sich verknappenden finanziellen Mittel zur
Bewältigung der Not. Bundesrätin Dreifuss bezifferte die Zahl der Menschen, die in der
wohlhabenden Schweiz in schwierigen finanziellen Verhältnissen leben, auf über
500'000, wobei in erster Linie Frauen davon betroffen seien, weshalb man von einer
eigentlichen Feminisierung der Armut reden könne. Das EDI setzte einen mit 300'000
Fr. dotierten Fonds zur Unterstützung von konkreten Projekten privater Organisationen
zur Bekämpfung der Armut in der Schweiz ein. 20

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.02.1996
MARIANNE BENTELI

1) NZZ, 4.1.11.
2) Medienmitteilung Bundesanwaltschaft vom 04.02.14.pdf
3) BBl, 2019, S. 7197 ff.; Medienmitteilung BR vom 25.10.19
4) Medienmitteilung BR vom 29.6.16; NZZ, TA, 30.6.16
5) Medienmitteilung BR vom 2.11.16; NZZ, 3.11.16
6) NZZ, 27.5., 3.9. und 10.10.13; TA, 27.12.13.
7) NZZ, 17.9., 30.10., 31.10., 1.11., 13.11. und 2.12.13.
8) Leitlinien Menschenrechte 2021-2024; Medienmitteilung EDA vom 3.6.21
9) LT, 17.3.07.
10) TA, 19.12.09.
11) Medienmitteilung EJPD vom 7.12.18; AZ, 7.12.18; AZ, BaZ, 8.12.18
12) 24h, 8.4.99.
13) Presse du 5.6.99; LT, 16.6.99 et presse du 24.6.99; presse du 8.7 et 17.9.99; TG, 30.10 et 30.11.99.
14) TG, 29.4; Lib., 24.3.00; 24h, 15.2.00.
15) TA, 21.11.07.
16) LT, 12.2.09.
17) LT, 29.4.10.
18) Medienmitteilung VBS vom 14.8.13.
19) Medienmitteilung Bundesrat vom 23.6.21; Strategie Nachhaltige Entwicklung vom 23.6.21
20) CHSS, 1996, Nr. 2, S. 90 ff.; Presse vom 27.2.96; Bund, 13.8.96; WoZ, 11.10.96; NZZ und JdG, 13.11.96., "Leitner/Obinger
(1996). Feminisierung der Armut im Wohlfahrtsstaat. Eine strukturelle Analyse weiblicher Armut am Beispipel der
Alterssicherung in Österreich und er Schweiz", in Schweizerische Zeitschrift für politische Wissenschaft, Nr. 4, S. 189 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 6


